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schon zum zweiten Mal geschasst 
SPORT13 

Pendlerabzug nur noch 7000 
Franl<en: Das Voll< entscheidet 
Aargau Grosser Rat beschliesst Abzugslimite - Mehreinnahmen für Kanton und Gemeinden 

VON MATHIAS KÜNG 

Seit jahren diskutiert der Aargau, ob 
der bisher nach oben unbeschrãnkt 
méigliche Pendlerabzug für Fahrspesen 
zum Arbeitsplatz beschrãnkt werden 
son oder nicht. Jetzt hat der Grosse Rat 
einen Entscheid getroffen. Auf Antrag 
der Regierung beschloss er knapp mit 
64 zu 62 Stimmen, künftig nur noch 
Abzüge bis 7000 Franken zuzulassen. 

Hauszustellung 
für alle Nicht alle 
Haushalte in d er 
Schweiz werden von 
d er Post beliefert. 
Bei sehr kleinen 
Siedlungen oder zu 
schlechten Strassen­
verhaltnissen kann 
si e Ausnahrnen gel­
tend machen, die in 
den letztenJahren 
zugenommen ha­
ben. Zwei Motionen 
wollen diese Aus­
nahmen deshalb in 
d er Postverordnung 
einschranken. Die 
Post verfolge nicht 
das Ziel, die Hauszu­
stellung einzu­
schranken, hal t 
Post-Medienspre­
cher Oliver Flüeler 
dagegen. 
SEilE 6 
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Mf\X A. WYSS/ETH-BIBLIOTHEK 

Da in der Abstimmung das absolute 
Mehr von 71 für diese Gesetzesãnde­
rung verfehlt wurde, kommt es auto­
matisch zu einer Volksabstimmung. Da­
für muss also niemand Unterschriften 
sammeln. Zum Urnengang kommt es 
voraussichtlich am 27. November. Das 
ist der Sonntag, an dem der zweite 
Wahlgang für den Regierungsrat statt­
findet. Das dürfte sich auf die Stimmbe­
teiligung deutlich positiv auswirken. 

Von der Beschrãnkung des Pend.ler­
abzugs betroffen sind laut regierungs­
rãtlicher Botschaft rund 30 000 Pend­
lerinnen und Pendler. In der Umset­
zung bringt sie dem Kanton jãhrliche 
Mehreinnahmen von 10, den Gemein­
den von 9,4 Millionen Franken. 

Die SVP wendete sich als Einzige 
grundsãtzlich gegen eine Beschrãn­
kung. Aus taktischen Gründen stente 
ein SVP-Grossrat trotzdem einen An-

trag, den Abzug auf 3000 Franken zu 
beschrãnken . Dies augenscheinlich mit 
dem Ziel, eine solche Regelung an der 
Urne besser bekampfen zu kéinnen. 

An die Urne kommen auch zwei Spar­
massnahmen. Es geht dabei um weniger 
Mittel für Gewãsser-Revitalisierung so­
wie um die Abschaffung des Berufs­
wahljahrs. Gegen diese Massnahmen 
wurde das Behéirdenreferendum ergrif­
fen. KOMMENTAR RECHTS, SEilE 20/21 

. l Acu-l'\~ .ru-SVP-Nationa rat gegen ~~~iAtt-~. A ~ 
AKWBeznau 

Sicherheitstests an 
nachgebautem Teil Abstimmungen über Lehrplan 21 

Schulstreit Felix Müri sagt, di e Schule sei kein geeignetes Thema für «parteipolitischen Wirbel» 
Seit rund 18 Monaten steht der Reaktor­
block l im AKW Beznau still. Grund 
sind Materialfehler im Druckbehãlter, 

VON FLORIAN BLUMER 

Basenand hat im ]uni abgestimmt, die 
nãchste Initiative ist aber bereits einge­
reicht. Als Nãchstes sind St. Ganen, 
Schaffhausen, Thurgau und der Aargau 
an der Reihe. Der Lehrplan 21, wich­
tigstes Arbeitsinstrument der Deutsch­
schweizer Lehrpersonen, ist unter hef­
tigen Beschuss geraten. In vielen Kanta­
nen wonen Komitees, bestehend aus 

Lehrern, Eltern und Politikern, seine 
Einführung verhindern. 

An vorderster Front kãmpfen lokale 
SVP-Politiker mit, auf nationaler Ebene 
bekommen sie Unterstützung unter an­
derem von Bildungspolitiker und SVP­
Nationalrat Peter Keller aus Nidwalden. 
Er bezeichnet den vereinheitlichten 
Lehrplan als praxisuntaugliches <<Monst­
rum>>. lnnerhalb der Volkspartei gibt es 
aber auch andere Stimmen. So fmdet es 

Felix Müri, Prãsident der nationalrãtli- die untersucht werden müssen. Nun 
chen Bildungskommission, nicht ange- hat die Betreiberfirma Axpo einen Teil 
bracht, den Lehrplan zu kippen. Gene- des Behãlters nach Originalvorgaben 
ren halte er die Schule nicht für ein geeig- nachbauen lassen. Proben aus dieser 
netes Thema, <<um parteipolitischen Wir- Replika werden nun auf ihre Belastbar­
beh> zu machen. Müri liegt damit auf der keit untersucht. Die Axpo ist zuver­
Linie von Christoph Eymann, Prasident sichtlich, den Sicherheitsnachweis zu 
der Schweizerischen Erziehungsdirekto- erbringen und Beznau Ende jahr wie­
renkonferenz. Im Interview mit der der anzufahren. Greenpeace meldet 
<<Nordwestschweiz» greift er die SVP Zweifel an, dass der Nachbau mit dem 
scharf an. KOMMENTAR SEl lE 18, SEl lE 2/3/ riginal vergleichbar ist. SEl lE 22 

KOMMENTAR 

Eine Beschrãnkung 
machtSinn 

W
as lange wãhrt, wird end­
lich gut. Wirklich? Der 
heftige Streit im Aargau 
um die Beschrãnkung des 

Pendlerabzugs hat ein vorlãufiges Ende 
gefunden. Ganz glücklich damit dürfte 
kaum jemand sein. Die SVP wonte keine 
Beschrãnkung. Sie unterlag. Die FDP 
wonte eine Beschrãnkung, aber eine 
geringere als Regierung und Grossrats-

von Mathias Küng 

mehrheit. Auch sie unterlag. Insbeson­
dere SP, Grüne und GLP wonen eigent­
lich eine viel stãrkere Beschrãnkung. 
Damit unterlagen sie schon früher. So 
stimmten sie mit CVP, BDP und EVP für 
einen Kompromiss und entschieden 
sich für den Spatz in der Hand. 

Nun, eine Beschrãnkung des Pendler­
abzugs macht Sinn. Mit dem heutigen 
Regime kéinnen einzelne Aargauerinnen 
un d Aargauer nãmlich 20 000 un d 
mehr Franken Spesen abziehen. Das ist 
ganz sicher nicht im Sinne des Erfin­
ders. Es ist auch an denen gegenüber 
ungerecht, die woméiglich ganz bewusst 
einen kurzen Arbeitsweg haben. 

Unschéin ist, dass die Beschrãnkung fak­
tisch nur Auto-, aber nicht Bahnpendler 
trifft. Schliesslich win der Kanton mit 
diesen Einnahmen j a einen Teil der 
Mehrkosten für den Bahnausbau herein­
holen. Anderseits steigen die Billettprei­
se regelmassig, womit éiV-Benutzer rich­
tigerweise einen stetig héiheren Anteil 
ihrer Kosten tragen. 

In einem Kanton der Regionen wie dem 
Aargau wãre eine zurückhaltendere Be­
schrãnkung, als sie der Grosse Rat be­
schlossen hat, ebenso gut zu begründen 
gewesen. Andere landliche Kantone zei­
gen indessen, dass die Bevéilkerung 
auch eine stãrkere Beschrãnkung akzep­
tiert. So gesehen, hat die Vorlage im 
Aargau an der Urne reene Chancen. 

mD mathias.kueng@azmedien.ch 

AZ 

9lltlllllll Jl!lllliiJIJ~~IJllilll~lfll~ IÍII 
Zuwanderung 

Erstes Signal von 
der EU ist negativ 
Im Parlament gilt der <<lnlãndervorrang 
light» als sanfte Version zur Umsetzung 
der Masseneinwanderungsinitiative. In 
Brüssel trifft aber nicht einmal diese 
auf Akzeptanz, wie die <<Tagesschau» 
gestern Abend publik machte. SRF ha­
be Einsicht in ein vertrauliches Doku­
ment erhalten, das heute noch ausführ­
licher diskutiert werden son. Gleichzei­
tig bewegen sich die Mitteparteien vom 
vorgefassten Kompromiss weg. CVP 
und einzelne FDP-Mitglieder wonen 
den Inlãndervorrang jetzt doch noch 
verschãrfen. SEilE 5 



Der Blattmacher empfiehlt 

Daniel Fuchs 

Es ist ei n Thema, wozu wir alle uns aus­
sern kon nen: Welchen Weg so li die 
Schule i m 21. Jahrhundert einschla­
gen? Das Stichwort Lehrplan 21 ist in 
aller Munde und insbesondere die SVP 
hat die Schule wegen der Schulreform 
zur umkampften Zone erklart. Dass 
so g ar innerhalb d er Volkspartei Politiker 
die Jahrhundertreform lieber nicht von 
der Stimmbevblkerung beurteilen las­
sen wollen. ist bemerkenswert. Ausserst 
lesenswert ist die Reportage meines 
Kollegen Florian Blumer auf dieser 
Doppelseite, dere ine Schule in Base! 
besucht hat. wo das Modell bereits an­
gewandt wird. 

Frage des Tages 
Soi l über Schulreformen abgestimmt 
werden? 

11 Ja 11 Nein 
Stimmen Si e online a b unter 
www.aargauerzeitung.ch 
www.bzbasel.ch 
www.basellandschaftliche.ch 
www.solothurnerzeitung.ch 
www.grenchnertagblatt.ch 
www.limmattalerzeitung.ch 
www.oltnertagblatt.ch 
<<Di e Umfrage finden Sie online über 
di e Such-Funktion mit d em Stichwort 
<<Tagesfrage» 
Das Ergebnis erscheint in der nachs­
ten Ausgabe. 

Ergebnis letzte Tagesfrage 
Wir haben gefragt: Gewinnt Stan 
Wawrinka jetzt au eh in Wimbledon? 

Video des Tages 
www.aargauerzeitung.ch/mediathek!videos 

Skateboarder bricht mit 143 km/h 
d en Weltrekord. 

~~;:~~~"a:~~ãuter-Tomaten 

Zutãten für 2 Personen 

Bestellen Sie jetzt via SMS ei n Schnupperabo 
mit 3 Ausgaben für nu r 12 Franken. 
SMS mii SCHNUPPER + Name un d Adresse an 
919 (20 Rp./SMS) o de r Online·Bestellung un te r 
www.wildeisen.ch/schnupperabo 
www.wildeisen.ch/suche/rezepte 

Lehrplan21 
Der politische Streit um die Schule 
~Jcu-tu ~J,A~.~ A b 

Hurra, hurra, die 
Schule brennt 
Di e Bildung unserer Kinder ist zum Politikum gewor­
den: In den meisten Kantonen der Deutschschweiz 
wird heftig über den Lehrplan 21 gestritten. In Basel 
wird derweil bereits damit unterrichtet. 

VON FLORIAN BLUMER 

M 
ontag, 8 Uhr im Theo­
bald-Baerwart-Schul­
haus am Kleinbasler 
Rheinufer. Das altehr-
würdige Gebãude 
strahlt Bestãndigkeit 

aus. Doch traditionell ist an diesem 
Schulhaus nur die Fassade. Hinter den 
dicken Mauern manifestiert sich der Alb­
traum vieler konservativer Bildungspoli­
tiker im Land: Statt in einem Klassenzim­
mer nehmen die Sekundarschüler an ih­
ren Einzeltischchen mit Sichtschutz 
Platz, wo sie für die nãchste Stunde 
selbststãndig an ihren Wochenaufgaben 
arbeiten werden - <<Lernatelien> nennt 
sich diese neue Form des Unterrichts. 
Hinten im Raum sitzt ein Lehrer, der un­
terstützt, wo nõtig. 

Um die Schule der Zukunft tobt ein po­
litischer Streit. Im Zentrum der Debatten 
steht der Lehrplan - eigentlich ein Pla­
nungsinstrument für Lehrpersonen, das 
bislang eine Angelegenheit von Bildungs­
rãten und Kantonsregierungen war. Nun 
wird in Kantonsparlamenten darüber de­
battiert und in der Offentlichkeit im Rah­
men von Abstimmungskãmpfen darüber 
gestritten (siehe Box). 

Startpunkt für die Auseinandersetzung 
war ausgerechnet ein unumstrittener 
Volksentscheid: Am 21. Mai 2006 be­
schloss das Schweizer Stimmvolk mit 
85 Prozent Ja-Stimmen, den Schulunter­
richt zu harmonisieren. In der Folge er­
arbeitete die Deutschschweizer Erzie­
hungsdirektorenkonferenz in Zusam­
menarbeit mit Lehrpersonen und Bil­
dungsexperten einen einheitlichen Lehr­
plan für alle deutschsprachigen Schulen: 
den Lehrplan 21. 

Wissensvennittlung aufgegeben? 
Einer der Hauptkritikpunkte der Geg­

ner: Dem Lehrplan 21liege ein konstruk­
tivistisches Weltbild zugrunde. Damit ge­
meint ist, dass Schüler künftig ihre Lern­
prozesse weitgehend selber steuern sol­
len und die Lehrer zu Lernbegleitern de­
gradiert würden. Mit dem Konzept der 
<<Kompetenzorientierung>> werde zudem 
die Wissensvermittlung in der Schule 
aufgegeben. Die SVP erstellte bereits 
2010 unter Federführung von Ulrich 
Schlüer, damals Nationalrat, einen eige­
nen, alternativen Lehrplan. 2014, nach 
Beendigung der Vernehmlassung zum 
Lehrplan 21, forderte sie einen <<Ühungs­
abbruch>>. Entsprechend kãmpfen nun 
lokale SVP-Politiker an vorderster Front 
gegen den Lehrplan an, meist im Ver­
bund mit Bürgerinitiativen von Lehrern 
undEltern. 

Wãhrend im Rest der Schweiz über 
den Lehrplan 21 gestritten wird, unter­
richten die Lehrerinnen und Lehrer in 
Basel-Stadt bereits seit einem jahr damit. 
Gaby Hintermann ist Lehrerin am Theo­
bald-Baerwart-Schulhaus und als Prãsi­
dentin der Kantonalen Schulkonferenz 
Vertreterin der Lehrpersonen Basels. Sie 
sagt: <<Es herrscht keine grosse Euphorie, 
es gibt aber auch keinen grossen Wider­
stand.>> Natürlich sei an einem so grossen 
Wurf ni e alles gu t, so sei er sehr <<schwur-

«Der Lehrplan 21 ist 
keine To-do-Liste. Er 
lasst einem sogar 
mehr Freiheiten als 
der alte Lehrplan.» 
Gaby Hintermann Lehrerin und 
Prasidentin der Schulkonferenz 
Basei-Stadt 

••Ma n ist natürlich 
frei, Abstimmungen 
zu machen. lch per­
sõnlich bevorzuge 
es, wenn man auf 
anderem Wege 
Lõsungen findet.» 
Felix Müri SVP-Nationalrat LU 

blig>> geschrieben und sehr kleinteilig. 
Aber sie kõnne ihn lesen - schliesslich sei 
er ein Arbeitsinstrument, das für Fach­
personen geschrieben sei. Genau des­
halb eigne er sich in dieser Form auch 
nicht für die õffentliche Diskussion. 

Konventioneller Unterricht 
Die Lehrerin beklagt, dass die õffentli­

che Diskussion von vielen Missverstãnd­
nissen geprãgt sei. So würden sie die 
Kompetenzziele zwar dazu verpflichten, 
sich Wege zu überlegen, wie die Schüle­
rinnen ihr Wissen anwenden kõnnen. 
Selbstverstãndlich bleibe aber die Wis­
sensvermittlung ein zentraler Bestandteil 
ihres Unterrichts: <<Alles andere wãre ge­
gen meine Berufsehre.>> Und der Lehr­
plan sei ein Kompass und keine To-do­
Liste, auf der man jeden Punkt abhaken 
müsse: <<Er lãsst einem sogar mehr Frei­
heiten als der alte.>> 

Und Hintermann stellt kiar: Das Lern­
atelier, das bei ihnen ein Viertel des Un­
terrichts ausmacht, sei keine Vorgabe 
des Lehrplans 21: <<Viele anderen Schu­
len in Basel-Stadt haben weiterhin einen 
konventionellen Unterricht, und das 
passt auch.» Dass sich die Basler Lehr­
personen gegen die Einführung kaum 
wehrten, führt sie vor allem darauf zu­
rück, dass ihre Anliegen von der Erzie­
hungsdirektion angehõrt wurden und 
auch vieles in die Überarbeitung des 
Lehrplans einfloss - darunter die Ge­
wãhrung einer sechsjãhrigen Über­
gangsfrist, bis er vollstãndig umgesetzt 
sein muss. 

Alles halb so wild also? SVP-National­
rat und Bildungspolitiker Peter Keller ist 
einer der Kritiker des Lehrplans 21. Dass 
er einen <<konstruktivistischen Ansatz» 
verfolge, sei nicht sein Hauptargument. 
Für ihn ist der Lehrplan 21 <<eine Riesen­
übung, die viel Geld kostet und mit der 
die Lehrer geplagt werden.» Und er sei 
nicht praxistauglich - weshalb er auch 
hoffe, dass sich am Ende auch mit des­
sen Einführung nicht viel ãndern werde. 

Gelassener sieht es sein Parteikollege 
Felix Müri, Prãsident der Bildungskom­
mission des Nationalrats. Er meint: <<Am 
Lehrplan ist nicht alles falsch .>> Vielleicht 
80 Prozent seien gut, 20 Prozent 
schlecht. Ihn deshalb ganz zu kippen, 
fânde er falsch. Zu den kantonalen Initia­
tiven meint er: <<Man ist letztlich frei, Ab­
stimmungen zu machen. Ich persõnlich 
bevorzuge es, wenn man Lõsungen auf 
anderem Weg fmdet.>> Er halte die Bil· 
dung nicht für ein geeignetes Thema, 
<<Um parteipolitischen Wirbeh> zu ma­
chen. Die Opposition in den Kantonen 
hãlt er dennoch für gerechtfertigt: 
<<Manchmal muss man halt ein bisschen 
auf die Pauke hauen, um etwas zu errei­
chen. Die Bereitschaft, Anpassungen zu 
machen, kam erst mit den kantonalen 
Referenden.>> 

Gschpürschmi-Pãdagogik 
Wie sehr der Streit um die Schulinhal­

te eben doch genutzt wird, um politi­
schen Wirbel zu machen, zeigt die Tonla­
ge, in welcher die Debatte oft geführt 
wird. Bereits 2010, als die Arbeiten zum 
Lehrplan 21 begannen, legte die SVP un-

Schule ist nicht nu r, wenn d er Lehrer vorne 

ter Federführung des damaligen National­
rats Ulrich Schlüer einen eigenen Lehrplan 
als Gegenentwurf vor und verunglimpfte 
darin die aktuelle Schule als «Vergnügungs­
zentrum». Danach gefragt, warum die 
Schule in den letzten jahren für die SVP 
plõtzlich ein derart wichtiges Thema ge­
worden sei, sagt Peter Keller, sie sei <<viel 
zu lange ein Sandkasten der Linken>> gewe­
sen, weshalb eine <<Gschpürschmi-Pãdago­
gilo> Einzug gehalten habe. 

Matthias Aebischer, Nationalrat und 
Bildungspolitiker der SP, widerspricht 
Keller vehement. Auch er ist ehemaliger 
Lehrer und Vater dreier schulpflichtiger 
Kinder. Er meint, dass heute mehr Wert 
auf Sozialkompetenzen gelegt werde und 
die Anwendung des Wissens einen hõhe­
ren Stellenwert habe, sei richtig. <<Meine 
Beobachtung ist aber, dass sich über die 
jahre gar nicht viel geãndert hat. Auch 
der Lehrplan 21 wird daran kaum etwas 
ãndern.» Grundsãtzlich ist er überzeugt: 
<<Die Politik hat auf den Schulalltag so­
wieso keinen entscheidenden Einfluss .>> 

Im Theobald-Baerwart-Schulhaus nã­
hert sich die Mittagspause. Im Mathema­
tikunterricht beendet die Lehrerin ihre 
Erklãrungen zu den Rechenaufgaben, 
im Lernatelier beginnen die Schüler, ih­
re Sachen zusammenzupacken. Die Poli­
ti!< scheint hier Welten weit weg. Auch 
Gaby Hintermann freut sich auf die Mit­
tagspause. Und meint zum Schluss: <<Die 
Diskussionen um den Lehrplan hin oder 
her - wie gut der Unterricht ist, hãngt 
letztlich immer noch von der Lehrper­
son ab.>> 



steht un d an di e Tafel schreibt: Zweitklassler d er Theobald-Baerwart-Sekundarschule in Ba sel. MARIO HELLER 

LEHRPLAN 21: WO UND WIE ÜBER IHN GESlRITTEN WIRD 

D er Lehrplan 21 wurde 2010 bis 
2014 unter de r Le itu n g d er Deutsch­
schweizer Erziehungsdirektoren­
Konferenz von Fachbereichteams 
aus Lehrpersonen und Fachdidakti­
kern erarbeitet. Zentrale Neuerun­
gen sin d di e Einführung von Kom­
petenz- statt Wissenszielen, ne ue 
Unterrichtsfacher un d Modu le wie 
Wirtschaft oder Medien und lnfor­
matik. Nicht geregelt i m Lehrplan 
sin d u. a. Stundenplane un d di e No­
tenvergabe. 
Für die Umsetzung und Einführung 
sind die einzelnen Deutschschwei­
zer Kantone verantwortlich. Folgen­
de Kantone haben bereits Lehrpla­
ne veri:iffentlicht, die a ul de m Lehr­
plan 21 basieren: BS, BL, BE, GL, 
GR, LU, NW, OW, SZ, UR. Die Mehr­
zahl von ihnen plant di e Einführung 
au f das Schuljahr 2017/18. 
In folgenden Kantonen stehen Ter­
mine für Abstimmungen fest, di e 
si eh direkt oder indirekt gegen d en 
Lehrplan 21 richten: SG (25. 9.), SH 
und TH (27.11.), AG (12.2.17). 
In BL wurde bereits i m J uni über d en 
Lehrplan 21 abgestimmt: Di e lnitiati­
ve wurde mit 53 Prozent Nein-Stim­
men abgelehnt. Es sind jedoch zwei 
weitere lnitiativen mit ahnlicher 
Stossrichtung hangig, di e e ine ist 
eingereicht, für di e zweite lauft di e 
Unterschriftensammlung. 

• Eingeführt 
• Einführung beschlossen und weitgehend unbestritten 
• Ei ne oder mehrere lnitiativen eingereicht 
• Unterschriftensammlung für lnitiative lauft 

lnitiative abgelehnt 

• lnitiative für ungültig erklart 

• lnitiative abgelehnt/eingereicht/ 
Unterschriftensammlung lauft 

QUELLE: EDK/BKS 

In Allancierte SVP-Mitglied Paul 
Bannwart gegen de n Willen de r 
Kantonalpartei eine lnitiative, die er 
spater wieder zurückziehen wollte. 

Dafür war es jedoch se ho n zu spat. 
An der Landsgemeinde im April die­
ses Jahres wurde si e dan n deutlich 
abgelehnt. 

«Schulfragen eignen 
sich nicht für 
Volksabstimmungen» 
Kommt das Frühfranzõsisch vors Volk, fürchtet Christoph Eymann 
eine wüste Auseinandersetzung zwischen den Landesteilen 

VON FLORIAN BLUMER 

«Bürokratiemonsten>, «Keine Wissens­
vermittlung mehr» - die Iúitik am 
Lehrplan 21 ist heftig. Wie erklãren Sie 
sich das? 
Christoph Eymann: Seit dem Volksent­
scheid 2006 haben wir den Auftrag, einen 
nationalen Lehrplan zu erarbeiten. Es ist das 
erste Mal, dass man in diesem Land ver­
sucht, die Bildungsinhalte zu harmonisieren. 
Dass es dagegen Widerstand gibt, ist normal 
- das war bei Lehrplãnen schon immer so. 

Iúitisiert wird vor allem das Konzept 
der Kompetenzorientierung. 
In der Berufslehre und in den Gymnasien 
arbeitet man schon lange mit Kompeten­
zen, auch in der Schule ist dies nichts ganz­
lich Neues. Ich will nicht sagen, dass am 
Lehrplan 21 alles perfekt ist, aber er ist 
auch nicht so in Bausch und Bogen zu ver­
urteilen, wie das politische Parteien, Leh­
rer-Standesorganisationen oder Gewerk­
schaften tun. Man kann mit diesem Too! 
arbeiten. 

Dennoch: Wurden vonseiten der Erzie­
hungsdirektorenkonferenz (EDK) nicht 
auch Fehler gemacht? 
Man kann immer sagen, dass man das eine 
oder andere hatte besser machen kõnnen. 
Aber wir haben, wie in solchen Fallen üb­
lich, eine Vernehmlassung durchgeführt. 
Wir haben viele Anregungen aufgenom­
men und Verbesserungen angebracht. Ich 
kann deshalb die Aufregung nicht recht 
nachvollziehen. Aber wenn man natürlich 
Probleme bewirtschaften will, wie das die 
SVP macht, dann verstehe ich, dass man 
auf diesen Zug aufspringt. Es gibt gewisse 
Ideen zur Bildung aus dem Hause Blocher, 
die offenbar umgesetzt werden sollen. Also 
ist man gegen alles, das anders ist. 

Wie erklãren Sie sich, dass der Lehr­
plan in Baselland so grossen Wider­
stand hervorruft, wãhrend er in Basel 
praktisch unumstritten ist? 
Ein Schlüssel ist, dass in Base! die Zusam­
menarbeit mit den Lehrervertretungen -
der Schulkonferenz und der Gewerkschaft 
- funktioniert, dass beide Seiten dialogbe­
reit sind. Dann haben wir einen politisch 
zusammengesetzten Erziehungsrat, dessen 
Mitglieder offensichtlich auch einen Rück­
halt in ihren Parteien haben. Und man ist 
in Base! zurückhaltender mit dem Instru­
ment der Volksinitiative. Im Baselbiet fliegt 
ihnen das gerade um die Ohren: Sie haben 
sechs oder acht Initiativen zur Schule han­
gig, di e sich zum Te i! gegenseitig wider­
sprechen. Ich kenne kaumjemanden, der 
noch den überblick hat. Die Schule wird 

destabilisiert und es bleiben Min­
derheiten zurück. Das ist nur 

schadlich. Die Schule muss ge­
starkt werden, und das ge­
schieht nicht mit Volksinitia­
tiven oder Referenden. 

Wenn eine Frage so um­
stritten ist - müsste man 

dann nicht erst recht darüber 
abstimmen lassen? 

Nicht alle Fragen eignen sich, dem Volk 
vorgelegt zu werden. Hier geht es um eine 
inhaltliche Frage zur Schule. Ein Lehrplan 
ist eine Anweisung für Fachleute, die das 
studiert haben. Man diskutiertja auch nicht 
über die Anweisung des Physiotherapeuten 
an den Arzt. Gewisse Entscheidungen müs­
sen aufFachebene fallen, in Bildungsraten 
oder Erziehungsraten - di e j a auch poli­
tisch zusammengesetzt sind. So falsch ich 

es finde, über den Lehrplan 21 abstimmen 
zu lassen, so falsch fánde ich es auch, eine 
Volksabstimmung zur Sprachenfrage zu ma­
chen. Zu Schulfragen werden sie im Volk 
nie eine klare Mehrheit bekommen. 

Auch in der Sprachenfrage wird gestrit­
ten. Mehrere Kantone, darunter Thur­
gau, verstossen gegen den Kompromiss 
der EDK: Sie wollen mit Franzõsisch 
nicht schon in der Primarschule begin­
nen. Wird zum Schluss der Bund ein­
greifen müssen, wie das Bundesrat 
Alain Berset androhte? 
Ich hoffe nicht, dass es so weit kommt. Ich 
will nicht schõnreden, dass die Situation 
problematisch ist. Wir in der EDK finden 
aber einen Bundeseingriff ni eh t verhaltnis­
massig. Dies würde letztlich dazu führen, 
dass es ein Referendum gibt. Dann hatten 
wir einen wüsten Abstimmungskampf: 
Westschweiz, Tessin und Ratoromanen ge­
gen die Deutschschweiz. Das brauchen wir 
nicht in diesem Land. 

Was ist so schlimm daran, dass einige 
Kantone erst nach der Primarschule 
mit Franzõsisch beginnen wollen? 
Von den Westschweizer Kantonen wird 
dies als grosser Affront empfunden, es ist 
sehr schadlich für den Zusammenhalt im 
Land. Dazu frage ich mich auch, warum 
wir weniger von unseren Schülerinnen und 
Schülern fordern sollen. Da verstehe ich 
die SVP nicht: Sie redet immer von der 
Wohlfühlschule, wenn es aber um zwei 
Fremdsprachen in der Primarschule geht, 
sagt sie, das sei zu viel für unsere Kinder. 
Wenn sie dann auch noch mit Fremdspra­
chigen argumentiert, die dies nicht leisten 
kõnnen - das geht nicht auf. 

Sie sind noch bis Ende Jahr EDK-Prãsi­
dent. Wie zuversichtlich sind Si e, dass 
Sie bis dahin noch eine Lõsung im 
Sprachenstreit fmden? 
Dass im Kanton Thurgau, der vom Kom­
promiss abweichen wollte, die Frage nun 
doch noch einmal im Parlament diskutiert 
werden so li, dient der Beruhigung der Si­
tuation. So kann auch das zwangslaufig 
entstehende Problem einer drohenden 
überladenen Stundentafel durch zusatzli­
che Franzõsisch-Lektionen in der Sek I an­
gegangen werden. Doch sollte es nicht ge­
lingen, Einigkeit unter den Kantonen her­
zustellen, dann muss ich mir am Schluss 
sagen: Das ist mir nicht gelungen. Das 
würde mich sicher wurmen. Aber mit die­
ser Unvollkommenheit müsste ich leben. 

CHRISTOPH EYMANN 

Der 65-jahrige Jurist ist Prasident d er 
Schweizerischen Konferenz d er kantona­
len Erziehungsdirektoren (EDK). Eymann 
gehtirt de r Liberal-demokratischen Parte i 
(LDP) an und ist Vorsteher des Erzie­
hungsdepartements von Basei-Stadt so­
w i e Mitglied d er Bildungskommission 
des Nationalrats. 
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ujederwichtigen und unwichtigen Bege­
benheit fàllt einem ja alles Mõgliche ein. 
Und es gibt Dinge, zu denen einem nichts 
einfàllt. Wie damals Kari Kraus, dem in 

sein er Verzweiflung, wie leicht sich Menschen ver­
fiihren lassen, zu Hitler nichts einfallen wollte. 
Di ese Klebstreifensache hãtte überall auf der Welt 
passieren kõnnen, aber so, wie es jetzt lauft, kann 
es nur in einem Land der Welt- naja: sagen wir 
Europas - passieren. Und da fàllt einem eben doch 
etwas ein. Der grosse Robert Musil hat es in sei­
nem Monumentalwerk «Der Mann ohne Eigen­
schaften>> bereits beschrieben: «Man handelte in 
diesem Land - un d mitunter bis zu den hõchsten 
Graden der Leidenschaft un d ihren Folgen - im­
mer anders, als man dachte; oder dachte anders, 
als man handelte.>> 

Der Roman handelt imjahre 1913 und das Kai­
serlich-kõnigliche und kaiserlich und kõnigliche 
und das ganze Durcheinander mit Osterreich 
und Ungarn bildet den Grundton. Man ahnt 
auch, warum der Erste Weltkrieg si eh n ur an 
und in diesem Riesenteil entzünden konnte­
warum er ausbrach, ist freilich eine andere Frage. 
Nicht nur für diesen an sich liebenswürdigen 
alten Herrn, der unfassbare 68 jahre lang hier 
den Kaiser machte, für Franzjoseph I. also, war 
das alles schlicht zu gross, für jeden anderen 
Menschen auch. Die Idee eines Reiches, seit 
den Rõmern das Versprechen von Kultur und 
Abkehr von Barbarei, hatte sich derart überlebt, 
dass dieses monstrõse Vielvõlkergebilde nicht 
einmal richtig auseinanderfallen konnte, son­
dern in Ermangelung eines besseren Vorschlags 
beisammenblieb. Verzweifelte Lebenszeichen -
wie die Annexion von Bosnien 1908 - waren der­
art kontraproduktiv, dass sie eher Europa in den 
Abgrund rissen als der k. u . k. Monarchie einen 
konstruktiven Impuls zu geben. 

Anders handeln, als man denkt -
gerade deswegen anders denken? 
Dass Denken und Handeln schõn zusammen­
fallen, ist natürlich rúcht die Regel. Es kommt hin 
und wieder vor, dass man etwas tut, wovon man 
irgendwie weiss, dass es nicht gerade das Gelbe 
vom Ei ist. Aber Musil schreibt von einer geradezu 
methodischen Disparitat. Man dürfe dies keines­
wegs - schreibt er - etwa «fiir Liebenswürdigkeit 
oder gar Schwache des ( ... ) õsterreichischen 
Charakters>> halten. Das sei falsch. In «Kakarúem> -

POLEMIK 

Tennis ohne Federer 
ist kein Tennis 

o 

Christoph Bopp 
«<Die tun was> -
so erlebt die eine 
Halfte der Oster­
reicher die FPÜ. 
Die andere Halfte 
weiss nur, dass sie 
sicher nicht 
wollen, was die 
andern auch 
immer tun.» 

s 
so nennt Musil das Land seines Romans wenig 
verklausuliert - scheint das etwas tiefgreifend 
Durchgangiges gehabt zu haben - und dies wirkt 
immer noch na eh. Man denkt: <<Das ware jetzt 
das Richtige.>> Aber anstatt <<einfach zu ma­
chen>>, lahmt man selbst sein Handeln: <<Aber 
wie kann das für so etwas Grosses das Richtige 
sein? Nein, das kann es doch eher nicht sein. 
Also machen wir etwas anderes.>> 

«Urlaub vom Leben»- das grosse 
Patt nach der Konkordanzrepublik 
Ulrich, der Mann ohne Eigenschaften, ist darin 
ja das Paradeexempel. Sein Projekt, das er eben 
gerade nur halbherzig verfolgt, heisst <<Parallel­
aktion>> (eigentlich ginge es darum, der Thron­
jubilaen der Monarchen FJ I. und W. li irgend­
wie <<ZU gedenken>>) und es fállt in einjahr, in 
dem er dazu noch <<Urlaub vom Leben>> nimmt. 
Eine Karriere zu ergreifen, wie man es erwartet, 
klappt sowieso nicht. Die Osterreicher heute 
leben auch irgendwie in einem <<Urlaub vom 
Leben>>. Sie stecken an einem toten Punkt ihrer 
Politik. Die grosse Einheit, die Republik, in der 
SPO und OVP jeweils abwechselnd und zum Schluss 
gemeinsam <<regiert>> hatten, ist am Ende. Die 
FPO - es ware falsch in ihnen nur die Rechts­
populisten zu sehen, di e sie zweifellos auch sind -
bewegt sich gut in diesem Umfeld. <<Die tun was>> 
- so erlebt sie die eine Halfte der Osterreicher, 
und die andere Hãlfte weiss nur, dass sie sicher 
nicht will, was die anderen tun wollen. Was sie 
eigentlich wollen, wissen sie nicht, und deshalb 
tun sie nicht einmal dessen Gegenteil. 

Robert Musil erwies sich als hellsichtig. Neun 
Charaktere - was man sich so darunter vorstellt 
- habejeder Landbewohner- und als Erden­
bewohner noch einen zehnten. Er beschreibt 
ihn als <<passive Phantasie unausgefiillter Rãume>>. 
Dort ist dem Menschen <<alles gestattet>>, nur 
eines nicht, <<das ernst zu nehmen, was seine 
mindestens neun anderen Charaktere tun>>. 
Wir kennen das auch: Das, was über das Kase­
Schoggi-Alpen-Gefühl, das wir für die anderen 
sind, hinausgeht. Und es ist dann halt eben auch 
ein bisschen leer: eben nicht Kase und Schoggi. 
<<Ein leerer unsichtbarer Raum, in dem die 
Wirklichkeit drinsteht wie eine von der Fantasie 
verlassene kleine Steinbaukastenstadt.>> 

ra christoph.bopp@azmedien.ch 
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Ein Lehrplan ist ein 
Fall für Fachleute 

as Corpus Delicti ist über SOO Seiten 
dick und in einer Sprache ver­
fasst, die Fachleute vor Heraus­
forderungen stellt un d Laien über­

fordert: Der Lehrplan 21, Grundlage dafür, 
was di e Deutschschweizer Kinder in Zukunft 
lernen sollen. Kein Wunder also, hat ihn 
kaum jemand ausserhalb von Fachkreisen 
überhaupt gelesen. 

von Florian Blumer 

Der Lehrplan 21 will keine Ideologie 
vermitteln - sondern die Schüler für 
künftige Herausforderungen rüsten. 

Das ware auch kein Problem - würden nicht in 
mehreren Kantonen demnachst die Stimm­
bürger an die Urnen gebeten, um über seine 
Abschaffung abzustimmen. Die Argumente 
der Gegner von <<konstruktivistischem Ansatz>> 
bis zur Abschaffung der Wissensvermittlung 
stiften dabei mehr Verwirrung, als dass sie bei 
der Entscheidungsfindung helfen würden. 

Hõrt man sich bei Basler Lehrpersonen um, 
die bereits mit dem Lehrplan 21 arbeiten, wird 
schnell kiar: alles halb so wild. Auch in Base! 
sind Lehrer noch Lehrer, welche die Vermitt­
lung von Wissen als e ine ihrer zentralen Auf­
gaben sehen. Neu sind siejedoch verpflichtet, 
sich Gedanken zu machen, wie ihre Schülerin­
nen das Gelernte auch anwenden kõnnen. 

Wie bei anderen zentralen Elementen des 
Lehrplans - Medienkompetenz etwa oder Unter­
stützung in der Berufswahl - geht es nicht 
darum, dass unseren Schülern eine Welt­
anschauung aufgedrückt wird. Die Idee ist 
schlicht, sie auf die Herausforderungen des 
21. jahrhunderts vorzubereiten. 

Es ist unsinnig, j a schadlich, ideologische 
Grabenkampfe über den Lehrplan zu führen. 
Überlassen wir die Diskussion über inhaltliche 
Feinheiten denjenigen, die wissen, wovon 
sie reden. Es gibt keinen Grund, ihnen zu 
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Adjektive lassen sich steigern. Im 
Fali von Roger Federer braucht es 
hierfür aber nicht mal ein Adjektiv. 

Federer steigert sogar den Superlativ, ob­
wohl das grammatikalisch unmõglich ist. 

VAN 1kll BfLLbN a.. ~G~\<tl CH 
BfKOHNí u UN6A~N 'PAEt:r~ 1)1ftf\{ W;t(s,­

In den <<Harry-Potter-Büchern>> gibt es 
de n, dessen Name i:ücht genannt werden 
darf. Im Schweizer Tenrús gibt es den, 
dessen Namen nicht unerwãhnt bleiben 
darf. Egal, o b er schon seit 2012 kein 
Grand-Slam-Turnier mehr gewonnen hat. 

Da gewinnt Stan Wawrinka sein drittes 
Grand-Slam-Turnier und kaumjemand 
komrnt in der Würdigung dieser ausser­
gewõhnlichen Leistung um den Maestro 
herum. Ein Gebet ohne Amen ist kein 
Gebet. Tennis ohrie Federer kein Tennis. 

Dabei hat Wawrinka Federer langst über­
holt. Nicht aufLebenzeiten, aber in der 
Gegenwart. Darurn hõrt endlich auf, die 
Leistungen von Wawrinka mit jen en von 
Federer zu vergleichen. Doch der Super­
lativ lasst sich bekanntlich nicht mehr 
steigern. Doch scheiss auf die Grammatik: 

Wawrinka ist aktuell grõsser als der Grõsste! 

* Martin Probst 

Was ist l h re Meinung? 

Diskutieren Sie online mit. 
Stichwort Polemik. 
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